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Christian Falke ist Fachanwalt für Verwaltungsrecht und
berät und vertritt Wirtschaftsunternehmen, Städte- und
Gemeinden sowie kommunale Unternehmen und
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bilden immissionsschutz-, planungsrechtliche sowie
naturschutzrechtliche und luftverkehrsrechtliche
Themen die Schwerpunkte seiner täglichen Praxis. Herr
Falke publiziert und referiert seit vielen Jahren zu
aktuellen Themen aus der Branche der erneuerbaren
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Kanzlei

Die prometheus Rechtsanwaltsgesellschaft mbH ist
ein Zusammenschluss von erfahrenen, hochqualifizierten
Rechtsanwälten mit langjähriger Erfahrung in den
Bereichen des Verwaltungs- und Zivilrechts sowie
besonderer Spezialisierung im Bereich der
Erneuerbaren Energien.

Wir arbeiten bereits seit über 10 Jahren als eingespieltes und aufeinander
abgestimmtes Team erfolgreich zusammen. Unsere Mandanten schätzen
unsere breit gestreute Expertise, die eine umfassende rechtliche Begleitung in
den Beratungsfeldern des Planungs-, Umwelt- und Luftverkehrsrechts, des
Wirtschafts- und Energierechts, des Immobilienrechts sowie des Erb- und
Familienrechts ermöglicht.
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Irrelevanzregelungen GemengelageVorbelastung und Interimsverfahren

I. Knappe Schallkontingente durch Vorbelastung 
und Neubewertung durch Interimsverfahren
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Irrelevanzregelungen GemengelageVorbelastung und Interimsverfahren

Häufiges Problem:
Bei Genehmigungsverfahren für WEA in einem Windpark stellt sich heraus,
dass die Vorbelastung durch die Bestands-WEA sehr hoch ist bzw. die
Vorbelastung die Immissionsrichtwerte bereits überschreitet

§ Neue Entwicklung hat dieses Problem verstärkt:
Ø LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei WEA v. 30.06.2016 sehen

Immissionsprognose nach „Interimsverfahren“ vor
Ø „Interimsverfahren“ führt zu einer Verschärfung des Prognosemodells im

Gegensatz zum bisherigen „alternativen Verfahren“:
§ Wegfall der Bodendämpfung
§ Dämpfende Wirkung der Luft wird frequenzabhängig berücksichtigt
§ Keine meteorologische Korrektur 

Ø 12 Bundesländer haben bereits Erlässe zur Anwendung der LAI-Hinweise erlassen
Ø Fazit: Ermittlung der Vorbelastung nach Interimsverfahren i.d.R. vorgeschrieben

I. Vorbelastung und Interimsverfahren
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Fazit:

Die Vorbelastung ist häufig knapp am Richtwert oder überschreitet diesen zum
Teil sogar, die Zusatzbelastung durch die geplante WEA auf Grundlage des
Interimsverfahrens führt zur Richtwertüberschreitung in der Gesamtbelastung
bzw. manifestiert die schon vorhandene Überschreitung

Welche rechtlichen Möglichkeiten gibt es bei knappen Schallkontingenten?

Ist die geplante WEA rechtlich noch genehmigungsfähig?

I. Vorbelastung und Interimsverfahren
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II. Lösungsmöglichkeit: Irrelevanzregelungen
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Für die Genehmigungserteilung einer WEA gilt:

Ø Gemäß Nr. 3.2.1 Abs. 1 der TA Lärm muss der Beurteilungspegel
der Gesamtbelastung (d.h. Vorbelastung + Zusatzbelastung) am
jeweiligen Immissionsort die Immissionsrichtwerte nach Nr. 6.1 der
TA Lärm einhalten

Ø Die Einhaltung der Immissionsrichtwerte ist zwingende
Voraussetzung für Genehmigungsfähigkeit, §§ 6 Abs. 1 Nr. 1; 5 Abs.
1 BImSchG

Ø Jedoch hat der Normgeber erkannt, dass es am maßgeblichen
Immissionsort bereits durch Vorbelastung zu einer Überschreitung
der Immissionsrichtwerte kommen kann und hat Regelungen
geschaffen:

§ Irrelevanzregelung nach Nr. 3.2.1 Abs. 2 der TA Lärm
§ Irrelevanzregelung nach Nr. 3.2.1 Abs. 3 der TA Lärm

1. Allgemeines
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§ Nr. 3.2.1 Abs. 2 TA Lärm sieht vor:
„Die Genehmigung für die zu beurteilende Anlage darf auch bei einer 
Überschreitung der Immissionsrichtwerte aufgrund der Vorbelastung aus 
Gründen des Lärmschutzes nicht versagt werden, wenn der von der Anlage 
verursachte Immissionsbeitrag im Hinblick auf den Gesetzeszweck als nicht 
relevant anzusehen ist. Das ist in der Regel der Fall, wenn die von der zu 
beurteilenden Anlage ausgehende Zusatzbelastung die Immissionsrichtwerte 
nach Nummer 6 am maßgeblichen Immissionsort um mindestens 6 dB(A) 
unterschreitet.“

Überlegung: 

Ø Zusatzbelastung einer WEA, deren Beurteilungspegel den 
Immissionsrichtwert um mindestens 6 dB(A) unterschreitet, 
führt zu einer vom menschlichen Gehör nicht wahrnehmbaren 
Erhöhung des Geräuschniveaus (Änderung des Schalldruckpegels)

Ø hinzukommende WEA ist nicht relevant für Überschreitung 
des Immissionsrichtwerts

2. Irrelevanzregelung: 6 dB(A)-Kriterium
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Aber: In der Praxis kann das stetige Hinzutreten weiterer Anlagen und
mehrmalige Anwendung des Irrelevanzkriteriums von 6 dB(A) zu
einer Verkettung und damit zur schleichenden Erhöhung der
Gesamtbelastung führen

à würde im Ergebnis zu deutlicher Lärmbelastung führen
à „Regelfall-Irrelevanzkriterium“ von 6 dB(A) nicht unendlich oft

anwendbar

2. Irrelevanzregelung: 6 dB(A)-Kriterium
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§ bei mehrmaliger Anwendung der Irrelevanzregelung in Nr. 3.2.1 Abs. 2 TA Lärm
ist „erweitertes Irrelevanzkriterium“ zugrunde zu legen:

§ 15 dB (A)? à dazu ausführlich: VG Minden, Urt. v. 15.08.2018 (11 K 396/17)
Ø VG Minden geht davon aus, dass das Irrelevanzkriterium von 6 dB(A) eine 

Vorbelastung von 4 WEA voraussetzt und diese zu einer Gesamt-
belastung führen, die den Richtwert um höchstens 1 dB(A) überschreitet

Ø VG Minden verknüpft daher Irrelevanzregelungen aus Abs. 2 u. Abs. 3
Ø Gegen das 15 dB(A)-Kriterium spricht, dass das VG Minden die 

Irrelevanzregelungen aus Abs. 2 u. Abs. 3 sachwidrig verknüpft und der 
15 dB(A)-Wert gar keinen Anknüpfungspunkt in der TA Lärm findet 
à bereits Immissionsorte außerhalb einer Zusatzbelastung von 10 dB(A) 

nach Nr. 2.2 der TA Lärm nicht mehr im Einwirkungsbereich

§ 12 dB(A)? 
Ø Geht auf Erlass Schleswig-Holstein v. 31.01.2018 und Einführungserlass 

LAI-Hinweise Rheinland-Pfalz v. 23.07.2018 zurück
Ø findet auch keine fachliche Stütze in der TA Lärm

3. „Erweitertes“ Irrelevanzkriterium?
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§ 10 dB (A)? hierzu: Agatz, Windenergiehandbuch (15.Ausgabe 2018): 10 dB(A) als 
Orientierung, aber auch Zwischenwerte möglich; Hansmann, in: Landmann/Rohmer 
(89. EL Februar 2019): Grundsätzlich 6 dB(A), in Ausnahmefällen höchstens 10 dB(A) 
Ø für eine Orientierung des „Erweiterten Irrelevanzkriteriums“ an 

höchstens 10 dB(A) spricht die Systematik der TA Lärm
Ø denn nach Nr. 2.2 der TA Lärm sind Immissionsorte an denen die 

Zusatzbelastung einen Wert beträgt, der 10 dB(A) unter dem 
Immissionsrichtwert liegt, nicht mehr im Einwirkungsbereich der Anlage

Ø D.h. ein Wert der mehr als 10 dB(A) unter dem Immissionsrichtwert der 
Anlage liegt, ist vom Immissionsprognoseverfahren der TA Lärm nicht 
mehr umfasst und daher so gering, dass er irrelevant ist

§ Allerdings ist „Regel-Ausnahme-Verhältnis“ zu beachten:
Ø Wortlaut TA Lärm: „[…] in der Regel der Fall, wenn […] um mindestens 6 

dB(A) unterschreitet.“ à kein Raum für pauschale Aufweichung der TA Lärm 
Ø das 6 dB(A)-Kriterium ist zumindest einmal anzuwenden, bevor das 

„erweiterte“ Irrelevanz-Kriterium überhaupt angewendet werden kann
Ø zum 6 dB(A)-Kriterium: OVG Hamburg, Beschl. v. 30.10.2018 (1 BS 163/18)

3. „Erweitertes“ Irrelevanzkriterium?
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§ Nr. 3.2.1 Abs. 3 S. 1 der TA Lärm sieht vor: 

„Unbeschadet der Regelung in Absatz 2 soll für die zu beurteilende Anlage 
die Genehmigung wegen einer Überschreitung der Immissionsrichtwerte 
nach Nummer 6 aufgrund der Vorbelastung auch dann nicht versagt 
werden, wenn dauerhaft sichergestellt ist, dass diese Überschreitung nicht 
mehr als 1 dB(A) beträgt.“

à anders als Irrelevanzkriterium nach Abs. 2 kommt es hier nicht auf die 
Zusatzbelastung, sondern auf die Gesamtbelastung an, welche den 
zulässigen Immissionsrichtwert überschreitet

à „1 dB(A)-Kriterium“ ist eine rechtliche Ausprägung der 
Zumutbarkeitsgrenze aufgrund Prognoseunsicherheiten

4. Irrelevanzregelung: 1 dB(A)-Kriterium
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Können die Regelungen zum 6 dB(A)-Irrelevanzkriterium und zur 1 dB(A)-
Richtwertüberschreitung nebeneinander gelten?

§ Antwort: Ja, denn durch Formulierung „unbeschadet der Regelung in 
Absatz 2“ wird verdeutlicht, dass Irrelevanzregelung bzgl.1 dB(A)-
Richtwertüberschreitung selbstständig neben der 6 dB(A)-Irrelevanz-
regelung in Nr. 3.2.1 Abs. 2 TA Lärm steht

Hierzu jüngst: OVG Hamburg, Beschl. v. 30.10.2018 (1 BS 163/18): 
„Die Regelung in Nr. 3.2.1 Abs. 2 TA Lärm wäre gegenüber Abs. 3 obsolet, wenn sie
so verstanden werden müsste, dass auch bei Anwendung von Abs. 2 der
Immissionsrichtwert nur um maximal 1 dB(A) überschritten werden darf, wenn
bereits die Vorbelastung höher als der Richtwert ist.“

5. Verhältnis zwischen den Irrelevanzregelungen
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III. Lösungsmöglichkeit: 
Zwischenwertbildung bei der Gemengelage



– 17 –
Irrelevanzregelungen GemengelageVorbelastung und Interimsverfahren

Ø in Nr. 6.1 der TA Lärm werden die zulässigen Immissionsrichtwerte je nach
Gebietstyp festgelegt

Ø Beruht auf der Überlegung, dass unterschiedliche Gebiete je nach
Nutzung (Gewerbe- oder Industriegebiet, Reines Wohngebiet,
Dorfgebiet,…) eine andere immissionsschutzrechtliche Schutzwürdigkeit
besitzen

Ø Der Normgeber hat erkannt, dass das Aneinandergrenzen von Gebieten
unterschiedlicher Schutzwürdigkeit eine Rolle dafür spielt, welche
Schallimmissionen zulässig sind und daher im Einzelfall höhere Richtwerte
gelten müssen und hat eine Regelung dafür geschaffen:

§ Zwischenwertbildung in Gemengelagen nach Nr. 6.7 der
TA Lärm

1. Allgemeines
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§ Nr. 6.7 der TA Lärm definiert: 
„Wenn gewerblich, industriell oder hinsichtlich ihrer Geräuschauswirkungen 
vergleichbar genutzte und zum Wohnen dienende Gebiete aneinandergrenzen 
(Gemengelage), können die für die zum Wohnen dienenden Gebiete geltenden 
Immissionsrichtwerte auf einen geeigneten Zwischenwert der für die 
aneinandergrenzenden Gebietskategorien geltenden Werte erhöht werden, 
soweit dies nach der gegenseitigen Pflicht zur Rücksichtnahme erforderlich ist.“

§ Regelung zur Gemengelage resultiert aus „Gebot der Rücksichtnahme“ 

Ø Pflicht zur gegenseitigen Rücksichtnahme aufgrund unterschiedlicher 
immissionsschutzrechtl. Schutzwürdigkeit von angrenzenden Industrie-
/Gewerbegebieten und Wohngebieten

Ø Gebot der Rücksichtnahme: Zwischenwertbildung erfolgt daher auch bei 
Gemengelagen zwischen Wohngebieten und Außenbereich
BVerwG, Urt. v. 19.01.1989 (7 C 77.87); OVG Münster, Beschl. v. 17.01.2012 (8 A 
1710/10); VGH München, Beschl. v. 25.10.2010 (2 CS 10.2137); VGH Kassel, Urt.l v. 
30.10.2009 (6 B 2668/09) 

2. Vorliegen einer Gemengelage
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§ Unter Nr. 6.7 der TA Lärm wird festgelegt, dass in Gemengelagen die für 
die betroffenen Gebiete geltenden Immissionsrichtwerte aus Nr. 6.1 der 
TA Lärm zu einem Zwischenwert erhöht werden
Ø Zwischenwert wird als „hypothetischer Richtwert“ zwischen dem 

niedrigeren Immissionsrichtwert des angrenzenden Außenbereichs 
und dem höheren Immissionsrichtwert für das jeweilige Wohngebiet 
(Allgemeines Wohngebiet, Reines Wohngebiet) festgelegt

Ø der Zwischenwert übernimmt dabei die Funktion eines eigenen 
Immissionsrichtwerts 

Ø D. h. bei der Immissionsprognose ist zu prüfen, ob der 
Beurteilungspegel der Gesamtbelastung (vgl. Nr. 3.2.1 Abs. 1 der TA 
Lärm) hier den gebildeten Zwischenwert nicht überschreitet

3. Begriff des Zwischenwerts (Gemengelage)
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In Nr. 6.7 der TA Lärm wird hierzu bestimmt:

Ø „[…] auf einen geeigneten Zwischenwert der für die aneinander-
grenzenden Gebietskategorien geltenden Werte erhöht werden, 
soweit dies nach der gegenseitigen Pflicht zur Rücksichtnahme 
erforderlich ist.“

Ø Zwischenwert wird nach dem Gebot der Erforderlichkeit gebildet

Ø pauschale Zwischenwertermittlung (arithmethisches Mittel) zwischen 
Richtwerten des Wohngebiets des angrenzenden Außenbereichs ist 
nicht ausreichend, um Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme 
Rechnung zu tragen; es ist eine Einzelfallprüfung erforderlich 
BVerwG, Beschluss v. 12.09.2007 (7 B 24/07), Beschluss v. 29.10.1985 (7 B 
149.84); VGH München, Beschluss v. 27.11.2008 (1 ZB 06.594)

Ø für Zwischenwertbildung wird sich in der Praxis und in der Rspr. auch 
nach Einzelfallprüfung häufig des Mittelwerts bedient
vgl. hierzu: OVG Münster, Beschl. v. 06.05.2016 (8 B 866/15)

4. Wie wird der Zwischenwert gebildet?
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§ Maximal zulässige Obergrenze für den Zwischenwert:

Gemäß Nr. 6.7 Abs. 1 S. 2 TA Lärm soll der Zwischenwert den Richtwert 
für Kern-, Dorf- und Mischgebiete nicht überschreiten (nachts 45 dB(A)) 

Ø Obergrenze zur Sicherstellung von dauerhaft gesunden 
Wohnverhältnissen ohne besonderen passiven Schallschutz

Ø zuletzt: OVG Münster, Urt. v. 20.12.2018 (8 A 2971/17)

4. Wie wird der Zwischenwert gebildet?
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Bei Ermittlung der Höhe des Zwischenwerts in Gemengelagen zwischen 
Wohngebieten u. Außenbereich ist „zweite Reihe“ Rechtsprechung zu 
beachten:

Ø Wohnhäuser der ersten Reihe (die unmittelbar an Außenbereich angrenzen)
ist Zwischenwert entsprechend Nr. 6.7 der TA Lärm zu bilden

Ø Wohnhäuser in zweiter Reihe und weitere im Innern des Wohngebiets

à andere Bewertung, da diese gem. Gebot der Rücksichtnahme
schutzwürdiger als Wohnhäuser der „ersten Reihe“ sind, da sie keine
Randlage haben und nicht an Außenbereich angrenzen

à „engerer“ Zwischenwert als in der „ersten Reihe“ zugrunde zu legen
§ OVG Münster (Beschl. v. 29.01.2013 – 8 A 2016/11) betont aber, dass

sowohl für die „erste Reihe“ als auch für die „zweite Reihe“ stets eine
Einzelfallbetrachtung zur Ermittlung des Zwischenwert vorzunehmen ist

5. Höhe des Zwischenwerts – die „Zweite Reihe“
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Können bei einem WEA-Vorhaben die Regelungen zur Irrelevanz und zur 
Gemengelage gleichzeitig angewendet werden oder schließen sie sich aus?

§ Antwort: Ja, Irrelevanzkriterium auch bei Gemengelage anwendbar 
vgl. VG München, Beschl. v. 24.08.2016 (M 1 SN 16.2024)

§ Was spricht für gleichzeitige Anwendung:

Ø Regelungen zu den Irrelevanzkriterien u. der Zwischenwertbildung 
betreffen unterschiedliche Aspekte à daher sind diese Regelungen 
selbstständig nebeneinander anwendbar:

Ø denn der gebildete Zwischenwert übernimmt Funktion eines 
eigenständigen Immissionsrichtwerts in Gemengelagen

Ø daran gemessen, richten sich die Regelungen des 6 dB(A)-Irrelevanz-
kriteriums und das Kriterium der 1 dB(A)-Richtwertüberschreitung 
an den gebildeten Zwischenwert (in der Gemengelage) aus 

6. Verhältnis zwischen Irrelevanz und Gemengelage
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Bleiben Sie auf dem Laufenden - mit unserem …  

Newsletter Leipziger Windrechtsforum am 22./23.01.2020
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

prometheus Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
Salomonstraße 19, 04103 Leipzig

Tel. 0341/978566-0
Fax 0341/978566-99

E-Mail: kontakt@prometheus-recht.de

www.prometheus-recht.de


